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Die fachliche Perspektive
Die Autoren weisen richtigerweise darauf hin,
dass auch in einer «evidence-based medicine»
die publizierten Befunde bewertet werden müs-
sen. Die von den Autoren angeführte Evidenz für
die besondere Gefährlichkeit von Cannabis und
die Belege dafür, dass Cannabis Schizophrenien
erzeugt, haben alle den Makel, dass sie komplexe
Lebensrealitäten heutiger gesellschaftlicher Be-
dingungen auf einen einzigen Faktor reduzieren
und die gefundenen Korrelationen im Sinne von
«post hoc – propter hoc» als Kausalität präsen -
tieren. Ein einfacher Gedankengang zeigt, wie
Korrelationen zu Kausalitäten zurechtgebogen
werden: Die Schizophrenie-Inzidenz ist in den
letzten 30 Jahren mit gewissen Schwankungen
stabil bis leicht rückläufig. In dieser Zeit hat sich
der Cannabiskonsum etwa verfünffacht. Würde
Cannabis Schizophrenien auslösen, die ohne
Cannabiskonsum hätten verhindert (und nicht
bloss verzögert) werden können, so müsste die
Schizophrenie-Inzidenz zwingend parallel zum
Cannabiskonsum gestiegen sein.

Niemand behauptet, dass exzessiver Canna-
biskonsum unproblematisch sei. Dies kann
heute sogar als Binsenwahrheit angesehen wer-

den und wurde wissenschaftlich schon im «In-
dian Hemp Commission Report» von 1894 be-
legt. Zudem wurden in den letzten Jahren auf
den Drogenberatungsstellen der Schweiz ver-
mehrt junge exzessive Cannabiskonsumenten
vorstellig, die in ihrer Gesamtproblematik den
jungen Heroinkonsumenten der 70er und 80er
Jahre ähneln, bei gleichzeitigem Rückgang der
letzteren. Als neuste Entwicklung lässt sich fest-
stellen, dass die Zahl der Cannabiskonsumenten
zurückgeht, bei gleichzeitiger Zunahme der ju-
gendlichen «Kampftrinker» und «Komasäufer».
Diese Beobachtungen weisen darauf hin, dass
Gesellschaften dynamische Gebilde sind und
dass es letztlich nicht primär um Substanzen
geht, sondern darum, die zugrundeliegenden
Ursachen anzugehen.

Die politische Perspektive
Die Autoren propagieren als «ideologiefreie und
werteorientierte» Lösung eine Verstärkung der
Prohibition. Dazu lässt sich folgendes sagen:
– Die «Ideologiefreiheit» der Autoren darf ru-

hig angezweifelt werden: Ein kurzer Blick auf
die Website des «Dachverbandes abstinenz -
orientierter Drogenpolitik», in dessen Na-
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men die Replik verfasst wurde, zeigt auf, dass
es sich bei seinen Exponenten genau um die
Leute handelt, die sich in den letzten Jahren
immer gegen die offizielle Drogenpolitik und
alle Weiterentwicklungen gestellt haben
(«Zürcher Flügel» der SVP, EDU, FPS, Schwei-
zer Ärzte gegen Drogen, Jugend ohne Dro-
gen, Eltern gegen Drogen, Aids-Aufklärung
Schweiz usw.). So versuchen diese Leute der-
zeit auch mit einem Referendum die müh-
sam im Parlament austarierte Betäubungs-
mittelgesetzesrevision zu torpedieren. Ihr
Ziel ist gemäss Leitbild, den «Gebrauch von
Rauschgiften (Drogen) zu ächten». Das mag
man unterstützen oder nicht, ideologiefrei
und «evidence-based» ist ein solches Ansin-
nen ganz bestimmt nicht.

– Die heutige Drogenproblematik in allen Län-
dern der Welt, also auch in der Schweiz, hat
sich unter der weltweiten Politik der Drogen-
prohibition entwickelt. Die Drogen in ihrer
Gesamtheit (inkl. Alkohol, Tabak, betäu-
bende und stimulierende pharmazeutische
Produkte) sind trotz Verboten im Vormarsch.
Wie die Geschichte aufzeigt, ist es bis jetzt
nur in totalitären Regimes wie im Kommu-
nismus maoistischer Prägung gelungen, Dro-
gen in wesentlichem Ausmass einzudämmen.
Dies kann sicher kein Gesellschaftsmodell
sein, das wir uns wünschen. Zudem hat die
Lockerung der persönlichen Einschränkun-
gen auch in China in kürzester Zeit zu einer
massiven Zunahme der Drogenprobleme ge-
führt.

– Eine Lösung, die nicht zum gewünschten Er-
folg führt, führt auch mit «mehr des Selben»
nicht zum gewünschten Ziel.

– Prohibition ist teuer. Drogenabteilungen hat
es vor 1970 weder bei der Polizei noch bei
der Justiz gegeben, heute gelten sie in der
Schweiz als eine undiskutierte Selbstverständ-
lichkeit. Erstaunlicherweise gibt es kaum
 Kosten-Nutzen-Analysen zu dieser Thema-
tik. Die RAND Corporation, ein mit der US
Air Force verbundener «Think Tank», hat
1994 in bezug auf den Kokainkonsum in den
USA errechnet, dass für einen Dollar einge-
setztes Steuergeld wesentlich mehr Kokain-
konsum verhindert werden kann, wenn die-
ser Dollar statt in die Strafverfolgung in die
Therapie investiert wird [1].

– Strafrecht und entsprechend die Strafandro-
hungen im Betäubungsmittelrecht sind dar-
auf ausgelegt, den Leuten Schaden zuzu -
fügen (nach dem Motto «Durch Schaden

wird man klug»). Aus Sicht der ärztlichen
Ethik ist deshalb dieser Vorgehensweise mit
der gebührenden Vorsicht zu begegnen
(Prinzip des «noli nocere»). Betrifft die Sank-
tion Verhalten, die geeignet sind, andere zu
schädigen («public vice» wie Drogenhandel,
Fahren  unter Alkoholeinfluss usw.), ist dies
und die damit verbundene gesellschaftliche
Marginalisierung durchaus ethisch zu recht-
fertigen. Anders verhält es sich bei Leuten,
die sich schon ohnehin durch Drogenkon-
sum schädigen («private vice»). Ziel müsste
es hier sein, sie nicht noch zusätzlich mit
strafrechtlichen Massnahmen zu schädigen
und zu marginalisieren, sondern ihnen zu
helfen, sich wieder in die gesellschaftlichen
Rahmenbedingungen zu integrieren. Zudem
sind die durchs Strafrecht erzielten Schädi-
gungen nicht zielgenau: Sie treffen auch das
Umfeld der Betroffenen.

Wer jetzt diesen Ausführungen ein Plädoyer für
den freien und ungehinderten Drogenmarkt
entnimmt, liegt falsch. Neoliberale ökonomi-
sche Modelle, wie sie z.B. von Milton Friedman
propagiert werden, sind genauso keine Lösung
wie die Prohibition. Es braucht staatliche Regu-
lierungen, und dass diese auch ohne Prohibition
erfolgreich sein können, zeigt die «Branntwein-
pest» des 19. Jahrhunderts und die getroffenen
Massnahmen, die zu einer anhaltenden Kon-
sumreduktion geführt haben [2]. Dieses histori-
sche Beispiel zeigt auch auf, dass es keine ein-
fachen Lösungen gibt und dass Lösungen in
 einem langwierigen und mühsamen politischen
Prozess gefunden werden müssen. Diese Er-
kenntnis hat sich heute auch bei der WHO
durchgesetzt [3].

Die Cannabisprohibition verhindert diesen
Prozess und die Hanfinitiative würde bei ihrer
Annahme die Rahmenbedingungen schaffen,
die eine solche Lösungsfindung überhaupt erst
ermöglichen.
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